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Datum 10.07.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg
vom 31. Mai 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob dem KlÃ¤ger wegen einer als
Berufskrankheit anerkannten LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit Rente zusteht.

Der am 25.06.1944 geborene KlÃ¤ger war als Textilarbeiter ab 1975 beschÃ¤ftigt.
Im Oktober 2003 zeigte Dr. T. der Beklagten eine SchwerhÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers als
mÃ¶gliche Berufskrankheit an unter BeifÃ¼gung des im Oktober 2003 erstellten
Tonaudiogramms. In den eingeholten AuskÃ¼nften vom 11.11.2003 und
13.10.2004 der BeschÃ¤ftigungsfirma wurde die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers von 1975
bis 1995 an der Ringspinnmaschine mit einem Dauerschallpegel von 85 bis 90 dB,
die TÃ¤tigkeit von 1995 bis zum Zeitpunkt der ArbeitsunfÃ¤higkeit im Dezember
2002 mit einem Dauerschallpegel von 91 bis 98 dB angegeben. Mit Bescheid vom
24.11.2003 anerkannte die Beklagte die beidseitige HÃ¶rstÃ¶rung des KlÃ¤gers als
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Berufskrankheit nach Nr. 2301 der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung (BKV),
lehnte aber die GewÃ¤hrung einer Rente ab. Nach dem Tonaudiogramm vom
13.10.2003 verursache der LÃ¤rmschaden keine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
(MdE) in rentenberechtigender HÃ¶he. Der Bescheid wurde bestandskrÃ¤ftig.

Am 13.12.2002 erlitt der KlÃ¤ger einen Arbeitsunfall, als er auf Glatteis
ausgerutscht und auf den RÃ¼cken gestÃ¼rzt war. Die Beklagte gewÃ¤hrte
hierfÃ¼r Verletztengeld und Heilbehandlung, lehnte aber mit Bescheid vom
03.03.2004 die GewÃ¤hrung von Verletztenrente ab, denn die als Unfallfolge
festgestellte Keilform eines knÃ¶chern fest verheilten Bruchs des 12.
BrustwirbelkÃ¶rpers verursache nur eine MdE von 10 v.H. Nach erfolglosem
Widerspruchsverfahren (Widerspruchsbescheid vom 04.05.2004) hat der KlÃ¤ger
beim Sozialgericht Freiburg Klage erhoben (S 9 U 1786/04), Ã¼ber die noch nicht
entschieden ist.

Am 26.05.2004 beantragte der KlÃ¤ger im Wege einer Zugunstenentscheidung
nach Â§ 44 Sozialgesetzbuch (SGB) X, ihm wegen der anerkannten Berufskrankheit
Rente nach einer MdE um 20 v. H. zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte holte von Dr. F. das Gutachten vom 23.06.2004 ein. Darin beschrieb
die Gutachterin einen HÃ¶rverlust von 20% beidseits nach dem Sprachaudiogramm
und einen HÃ¶rverlust nach dem Tonaudiogramm von 15% beidseits. Ein Tinnitus
liege nicht vor. Die aus der SchwerhÃ¶rigkeit folgende MdE betrage bei dem
gebrochen Deutsch sprechenden KlÃ¤ger 10 v.H. Dieser EinschÃ¤tzung
widersprache die staatliche GewerbeÃ¤rztin Dr. G. in ihrer Stellungnahme vom
22.11.2004. Da der KlÃ¤ger Ã¼ber keine ausreichend gute Deutschkenntnisse
verfÃ¼ge, seien die im Sprachaudiogramm registrierten HÃ¶rverluste hÃ¶her als
bei einem Versicherten mit guten Deutschkenntnissen. Nach den Empfehlungen im
"KÃ¶nigsteiner Merkblatt" sei in solchen FÃ¤llen auf das Tonaudiogramm
zurÃ¼ckzugreifen, das im allgemeinen einen hÃ¶heren HÃ¶rverlust als das
Sprachaudiogramm registriere. Nach dem Tonaudiogramm der Gutachterin habe
sich ein HÃ¶rverlust von 15% ergeben, der nach den Richtlinien eine MdE von unter
10 v.H. begrÃ¼nde. AuÃ�erdem sei der KlÃ¤ger nur bis Dezember 2002
lÃ¤rmexponiert gewesen, bei der Untersuchung von Dr. T. am 13.10.2003 habe die
gesamte HÃ¶rstÃ¶rung eine MdE von 10 v.H. noch nicht erreicht. Nach Beendigung
der LÃ¤rmexposition schreite nach medizinischen Erkenntnissen jedoch eine
lÃ¤rmtraumatische HÃ¶rstÃ¶rung nicht fort.

Mit Bescheid vom 13.12.2004 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente ab,
denn eine durch die HÃ¶rstÃ¶rung bedingte MdE von mindestens 10 v.H. werde
nicht erreicht. Ein Anspruch auf Rente bzw. StÃ¼tz-Rente bestehe weiterhin nicht.

Der KlÃ¤ger legte hiergegen Widerspruch ein. Die Gutachterin Dr. F. Ã¤uÃ�erte sich
unter dem 13.12.2004 ergÃ¤nzend zu der ihr zugeleiteten Stellungnahme der
staatlichen GewerbeÃ¤rztin. Sie stimmte deren EinschÃ¤tzung zu, dass unter
BerÃ¼cksichtigung des Tonaudiogramms vorliegend eine MdE von unter 10 v.H.
anzunehmen sei und eine nicht entschÃ¤digungspflichtige LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit
vorliege. Mit Widerspruchsbescheid vom 24.02.2005 wies die Beklagte den
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Widerspruch zurÃ¼ck.

Der KlÃ¤ger hat am 07.03.2005 Klage beim Sozialgericht Freiburg erhoben und hat
geltend gemacht, seine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit verursache eine MdE von 20 v.H.

Das Sozialgericht hat mit Gerichtsbescheid vom 31.05.2005 die Klage abgewiesen
und sich auf die Ã¤rztlichen Stellungnahmen von Dr. F. und Dr. G. gestÃ¼tzt.

Der KlÃ¤ger hat am 13.06.2005 beim Landessozialgericht Berufung eingelegt und
zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen sein bisheriges Vorbringen wiederholt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg vom 31.05.2005 und den
Bescheid der Beklagten vom 13.12.2004 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 24.02.2005 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, wegen der als
Berufskrankheit nach Nr. 2301 der Anlage zur BKVO anerkannten
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit eine Rente nach einer MdE von wenigstens 10 v.H. zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat der Senat das
Gutachten von Prof. Dr. H. vom 15.03.2006 eingeholt. Darin hat sich der
SachverstÃ¤ndige der Auffassung von Dr. F. und Dr. G. angeschlossen. Aus der
beruflich bedingten LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit resultiere eine MdE von unter 10 v.H.
Hierbei sei ein ab und zu auftretender Tinnitus, der vom KlÃ¤ger als nicht stÃ¶rend
angegeben worden sei, integrierend mit einer MdE von 0 v.H. berÃ¼cksichtigt.

Der Senat hat die Verwaltungsakte der Beklagten und die Akte des Sozialgerichts
beigezogen. Auf diese Unterlagen und die beim Senat angefallene Akte wird
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist nach Â§Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie ist aber nicht begrÃ¼ndet.

Der angefochtene Gerichtsbescheid ist rechtlich nicht zu beanstanden. Der
angefochtene Bescheid der Beklagten in der Gestalt ihres Widerspruchsbescheids,
der im Rahmen des vom KlÃ¤ger beantragten Zugunstenverfahrens nach Â§ 44 SGB
X als das abgeschlossene Verwaltungsverfahren wieder erÃ¶ffnender Zweitbescheid
(vgl. Engelmann: von Wulffen, SGB X, 4. Aufl., Â§ 31 Rdnr. 31) erlassen wurde, ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Er hat keinen
Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen der als Berufskrankheit nach Nr.
2301 anerkannten LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit.
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VersicherungsfÃ¤lle sind ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten (Â§ 7 Abs. 1 Siebtes
Buch Sozialgesetzbuch Gesetzliche Unfallversicherung SGB VII). Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls Ã¼ber die 26. Woche nach dem
Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 vom Hundert gemindert ist, haben
Anspruch auf eine Rente. Ist die ErwerbsfÃ¤higkeit infolge mehrerer
VersicherungsfÃ¤lle gemindert und erreichen die VomhundertsÃ¤tze zusammen
wenigstens die Zahl 20, besteht fÃ¼r jeden, auch fÃ¼r einen frÃ¼heren
Versicherungsfall, Anspruch auf Rente. Die Folgen eines Versicherungsfalls sind nur
zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie die ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 10 vom
Hundert mindern (Â§ 56 Abs. 1 SGB VII).

Nach diesen GrundsÃ¤tzen hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Rente. Alle
begutachtenden Ã�rzte im vorliegenden Verfahren haben fÃ¼r den Senat
Ã¼berzeugend die aus der Berufskrankheit Nr. 2301 folgende MdE mit weniger als
10 v.H. eingeschÃ¤tzt. Es kann deshalb auch dahinstehen, ob der KlÃ¤ger aus
einem anderen Versicherungsfall eine Erwerbsminderung von mindestens 10 v.H.
erlitten hat. Die Folgen der anerkannten berufsbedingten HÃ¶rstÃ¶rung
rechtfertigen daher keine Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 14.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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